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und wissenschaftlich genauer den Platz, die Rolle, die 
Funktion und die Wirkungsweise des Staates und des 
Rechts in der politischen Organisation zu bestimmen. 
Auch hier ist der Bogen der theoretischen Probleme sehr 
weit gespannt. Sie betreffen die Macht der Arbeiter und 
Bauern und ihre Ausübung, die Vervollkommnung der 
sozialistischen Demokratie und die schöpferische Anwen­
dung des demokratischen Zentralismus ebenso wie die 
Beziehungen der Bürger untereinander, die Rechte und 
Pflichten der Mitglieder der sozialistischen Gesellschaft 
bis hin zu den Zivilrechtsverhältnissen. Es gibt überhaupt 
kein Problem der Entwicklung oder der Anwendung des 
sozialistischen Rechts, das losgelöst von der Gestaltung 
und dem Wirken der politischen Organisation betrachtet 
werden kann.

In bedeutendem Maße trägt die Staats- und Rechtswis­
senschaft dazu bei, die historische Rolle der Arbeiter­
klasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei bei der 
Herausbildung und Entfaltung der politischen Organisa­
tion der DDR wissenschaftlich begründet darzustellen und 
die führende Rolle der SED in der gesamten politischen 
Organisation, besonders ihre gewaltige staats- und rechts­
schöpferische Tätigkeit, herauszuarbeiten. Fußend auf der 
Analyse des X. Parteitages der SED über den Entwick­
lungsstand unserer Staats- und Rechtsordnung, betrachtet 
es die staats- und rechtswissenschaftliche Forschung als 
eine ihrer wichtigsten Aufgaben, die weiteren Wege für 
den objektiv notwendigen Ausbau der führenden Rolle 
der SED in allen Bereichen unserer Gesellschaftsordnung 
und speziell im sozialistischen Staatswesen herausar­
beiten zu helfen. Die Forschung muß dazu beitragen, die 
politische Macht der Arbeiterklasse immer fester im Volk 
zu verankern, die Tätigkeit der gesellschaftlichen Organi­
sationen zur Stärkung der Arbeiter-und-Bauern-Macht 
planmäßig zu entfalten und das Zusammenwirken der 
gesellschaftlichen Organisationen mit den staatlichen Or­
ganen zu verstärken.

Die staats- und rechtswissenschaftliche Forschung er­
schöpft sich nicht in der Aufgabe, an der Entwicklung 
geeigneter und wirkungsvoller Organisationsformen mit­
zuwirken. Selbstverständlich ist diese Mitwirkung eine 
äußerst wichtige Seite der Forschung. Noch stärker aber 
muß sie sich darauf konzentrieren, solche Ergebnisse zu 
erzielen, die helfen, das Staatsbewußtsein der Bürger 
weiter zu festigen, die sozialistischen Gesellschaftsbezie­
hungen allseitig zu entfalten und sozialistische Verhal­
tensweisen im gesamten gesellschaftlichen Leben im brei­
testen Maße durchzusetzen. Der Reifegrad, der politischen 
Organisation der sozialistischen Gesellschaft ist nicht 
vordergründig durch die Quantität ihrer Organisations­
formen zu erfassen, sondern wird bestimmt vom Ent­
wicklungsstand der politischen Verhältnisse. Diese wie­
derum werden vor allen Dingen geprägt
— vom Vertrauensverhältnis zwischen der Partei, dem 

Volk und dem Staat,
— von der politisch-ideologischen Reife der Arbeiter­

klasse und ihrer Verbündeten,
— vom politischen Reifegrad der gewählten Volksvertre­

tungen,
— von der politischen und organisatorischen Einheit der 

sozialistischen Staatsmacht und von der inneren poli­
tisch-moralischen Stabilität des Volkes.
Dies alles sind Kernprobleme der Verfassungstheorie 

und Tpraxis. Sie bedürfen der weiteren intensiven theo­
retischen Durchdringung.

Große Aufmerksamkeit muß der Rolle des Rechts in 
der politischen Organisation der sozialistischen Gesell­
schaft gewidmet werden. Es genügt nicht, das Recht als 
Bestandteil der politischen Organisation zu kennzeichnen. 
Notwendig ist die stärkere Herausarbeitung der Rolle des 
sozialistischen Rechts als aktives Instrument in den Hän­
den des sozialistischen Staates zur Verwirklichung der 
Politik der marxistisch-leninistischen Partei im Interesse 
des Volkes. Die Funktionsfähigkeit der politischen Orga­

nisation der sozialistischen Gesellschaft ist im bedeuten­
dem Maße gerade davon abhängig, daß das sozialistische 
Recht aktiv zur Durchsetzung der Interessen der Arbei­
terklasse und des ganzen Volkes wirksam wird, daß die 
sozialistische Gesetzlichkeit als eine Waffe gegen die 
Feinde des Sozialismus, für die Gewährleistung der inne­
ren Sicherheit und Ordnung sowie für den Schutz des 
Sozialismus und seiner Bürger eingesetzt wird. Die Stabi­
lität der sozialistischen Rechtsordnung ist eine wesent­
liche Seite der politischen Stabilität des sozialistischen 
Staates und ein entscheidender Faktor für die Stabilität 
der gesamten politischen Organisation.

Der Reifegrad der politischen Verhältnisse wird auch 
maßgeblich durch den Grad des sozialistischen Rechtsbe­
wußtseins bestimmt. Die Erforschung dieser Probleme 
wird zu neuen Erkenntnissen darüber führen, in welcher 
Richtung und auf welchen Wegen der soziale Mechanis­
mus für die bewußte und freiwillige Einhaltung des so­
zialistischen Rechts weiter ausgebaut werden muß.

Die staats- und rechtswissenschaftliche Forschung ver­
folgt bewußt das Ziel, die politische und organisatorische 
Einheit der politischen Organisation unserer Gesellschaft 
zu festigen. Sie wendet sich daher auch mit aller Ent­
schiedenheit und konsequenter Parteilichkeit gegen den 
politischen Pluralismus, gegen abstrakte bürgerliche 
Staats- und Demokratieauffassungen und gegen jegliche 
Entstellungen des Klassencharakters des sozialistischen 
Rechts. Sie trägt zur Entlarvung abstrakter, von den 
Klasseninteressen losgelöster Rechtsauffassungen bei und 
begründet die objektive Notwendigkeit, das sozialistische 
Recht konsequent zur Verwirklichung der Aufgaben der 
sozialistischen Revolution anzuwenden und in der Praxis 
durchzusetzen.

Die staats- und rechtswissenschaftliche Forschung be­
trachtet die offensive Auseinandersetzung mit antikom­
munistischen, bürgerlichen und revisionistischen Staats­
und Rechtsauffassungen als untrennbaren Bestandteil 
ihres Wirkens. Für sie ist der konsequente Kampf zur 
Reinhaltung der marxistisch-leninistischen Lehre wissen­
schaftliche Verpflichtung.
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Neuerscheinung im Sfaatsverlag der DDR
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Verfassung der UdSSR und politisch-rechtliche Theorie
216 Seiten; EVP (DDR): 11,50 M
D. A. Kerimow wendet sich mit seiner Schrift einigen Grundfragen der Ent­
wicklung des politisch-juristischen Denkens selbst zu und untersucht, welche 
Anregungen und weiterführenden Impulse die neue sowjetische Verfassung 
dem marxistisch-leninistischen staats- und rechtstheoretischen Denken zu 
vermitteln mag. Er greift dabei ein breites Spektrum methodologischer 
Grundfragen und auch grundlegender Kategorien der Staats- und Rechts­
theorie auf und kommt mit seiner übergreifenden, antipositivistischen 
Fragestellung zu interessanten Schlußfolgerungen, die einer weiteren Er­
örterung wert sind und das staats- und rechtstheoretische Denken be­
reichern.

Charakteristisch ist auch für diese Arbeit von D. A. Kerimow die gesell­
schaftliche Breite seiner Fragestellungen. Offenbar nicht ohne Absicht ver­
wendet er schon im Titel den bei uns nicht eben geläufigen Begriff der 
«politisch-rechtlichen Theorie", womit er andeuten möchte, daß die theo­
retische Aneignung und Durchdringung der neuen sowjetischen Verfassung 
auch zu einer beachtlichen Erweiterung des bisherigen Gegenstandes der 
marxistisch-leninistischen Staats- und Rechtstheorie führt oder zumindest 
neue Derlegungen in dieser Richtung herausfordert, eine Ansicht, die 
auch in der DDR in verschiedenen Publikationen der vergangenen Jahre 
mehr oder minder deutlich zum Ausdruck kommt.
Diese Schrift wird auch In der DDR die theoretische Diskussion über 
Grundfragen der sozialistischen Staats- und Rechtseitwicklung und ihrer 
wissenschaftlichen Verallgemeinerung fördern.


